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223 
Verordnung 

zur Änderung der Vergabeverordnung NW 
Vom 9. Juni 1998 

Aufgrund von § 1 Satz 1 und § 10 des Zweiten Gesetzes 
über die Zulassung zum Hochschulstudium in Nord­
rhein-Westfalen (Hochschulzulass1.U1gsgEsetz NW 1993 -
HZG NW 1993) vom 11. Mai 1993 (GV. NW. S. 204), 
geändert durch Artikel V des Gesetzes vom 6. Juli 1993 
(GV. NW. S. 476), in Verbindung mit Artikel 16 Abs. 1 
Nr. 1 bis 13 des Staatsvertrages über die Vergabe von 
Studienplätzen vorn 12. März 1992 sowie aufgrund von 
§ 11 Hochschulzulassungsgesetz NW 1993 wird verordnet: 

Artikel I 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom L Juni 1998 in 
Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum 
Wintersemester 1998/99. 

Düsseldorf, den 9. Juni 199B 

Die Ministerin 
für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Anke Brunn 

- GV. NW. 1998 S. 435. 

Die Verordnung über die Vergabe von Studienplätzen 316 
in Nordrhein-Westfalen (Vergabeverordnung NW - Ver­
gabeVO NW) vom 18. November 1997 (GV. NW. S. 470) Gesetz 

zur Ausführung der 
Insolvenzordnung (AGlnsO) 

Vom 23. Juni 1998 

wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht, Dritter Teil: Besondere Vor­
schriften für das Land Nordrhein-WEstfalen, werden 
folgende Worte eingefügt: 

,,§ 28 a Grad der studiengangbezogenE~n Eignung". 

2. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz 1 wird alleini,ger Absatz. 

b) Der bisherige Absatz 2 wird § 28a. 

3. Der neue § 28 a wird wie folgt geändert: 

a) Als überschrift wird eingefügt: 
"Grad der studiengangbezogenen Eignung". 

b) Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
"Mit dem Zulassungsantrag (§ 6 'md § 9 Abs. 1 
Satz 1) ist auch der Nachweis einer von den 
beteiligten Hochschulen anerkannten Eign1.U1gs­
feststellung vorzulegen." 

c) In Nr. 2 werden nach ,,§ 6" die WOIte "und von § 9 
Abs. 3" eingefügt. 

d) Folgende neue Nummer 3 wird eingefügt: 
"Abweichend von § 8 Abs. 2 Satz 2 entscheidet bei 
Ranggleichheit zunächst der Grad der studiengang­
bezogenen Eignung, sodann das Lo::;." 

e) Die bisherigen Nummern 3, 4 und .) werden Num­
mern 4, 5 und 6. 

4. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird 

aal das Wort ,.Geographie" eingefügt, 

bb) nach den Worten "Kunstgeschichte (Neben­
fach)" die Fußnote 3) eingefügt. 

b) In Nummer 3 werden die Worte "Lehramt für 
Sonderpädagogik" und "Sonderpädagogik (Lehr­
amt für die Sekundarstufe TI)" eingefügt. 

c) In Nummer 4 wird hinter den Wort~n "Produktde­
sign2)", "ProduktdesignlMode- und Textildesign2

)", 

"ProduktdesignJSchmuck-Design2)" sowie den 
Worten "Visuelle Kommunikation/FotolFilm-De­
sign2)" 1.U1d "Visuelle Komm1.U1ikationiGrafik-De­
sign2)" die Fußnote 3) eingefügt. 

d) Die Fußnoten erhalten folgende Fassung: 
,,1) Integrierter Studiengang 

2) Verfahren nach § 28 a 
3) In diesem Studiengang findet ein Verteilungsver­

fahren statt." 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlosssen, das 
hiermit verkündet wird: 

§ 1 
Geeignete Stellen im 

Verbraucherinsolvenzverfahren 

Geeignete Stellen im Sinne von § 305 Abs. 1 Nr. 1 der 
lnsolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (EGBI. I S. 2866), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 1997 
(BGBI. I S. 2968), sind die Stellen, die von der gemäß § 3 
Abs. 1 dieses Gesetzes zuständigen Behörde oder durch 
die zuständige Behörde eines anderen Landes der Bun­
desrepublik Deutschland als geeignet anerkannt sind. 

§2 
Anerkennungsvoraussetzungen 

(1) Eine Stelle ist als geeignet anzuerkennen, wenn 

1. die Betreiberin oder der Betreiber und die Leiterin 
oder der Leiter zuverlässig sind, 

2. sie die ordnungsgemäße Beratung und Unterstützung 
von verschuldeten Personen im außergerichtlichen 
Einigungsversuch und im gerichtlichen Verbraucher­
insolvenzverfahren nach den Vorschriften des 9. Teils 
der Insolvenzordnung gewährleistet, 

3. sie auf Dauer angelegt ist und 

4. in ihr mindestens eine Person mit ausreichender 
praktischer Erfahrung in der Schuldnerberatung tätig 
ist. Ausreichende praktische Erfahrung liegt in der 
Regel bei zweijähriger Tätigkeit vor. Die Leiterin oder 
der Leiter oder eine sonstige in der Stelle tätige Person 
soll über eine Ausbild1.U1g als DipL Sozialarbeiterinl 
DipL Sozialarbeiter oder DipL SozialpädagoginIDipL 
Sozialpädagoge oder als BankkauffraulBankkauf­
mann oder als BetriebswirtinlBetriebswirt oder Öko­
nomin/Ökonom oder als ÖkothrophologinlÖkothro­
phologe oder im gehobenen Verwaltungs- oder Justiz­
dienst oder eine zur Ausübung des Anwaltsberufs 
befähigende Ausbildung oder eine vergleichbare Aus­
bildung verfügen. 

(2) Eine Anerkennung kommt nicht in Betracht, wenn 
neben der Schuldnerberat1.U1g Kredit-, Finanz-, Finanz­
vermittlungs- oder ähnliche Dienste gewerblich betrie­
ben werden. 

§ 3 
Anerkennungsverfahren 

(1) Zuständige Behörde ist die Bezirkregierung Düssel­
dorf. 

(2) Die Anerkennung ist schriftlich zu beantragen. 
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§4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 23. Juni 1998 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 
(L. S.) Wolfgang Clemen t 

Die Ministerin für Frauen, 
Jugend, Famiie und Gesundheit 

Birgit Fischer 

Der Finanzminister 
Heinz Schleußer 

Der Minister 
für Inneres und Justiz 

Fritz B ehrens 

Der Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand, Technologie und Verkehr 

Bodo Hombach 

- GV. NW. 1998 S. 435. 

Verordnung 
über die Festsetzung von Zulassungszahlen 

und die Vergabe von Studienplätzen 
im ersten Fachsemester 

für das Wintersemester 1998/99 
Vom 9. Juni 1998 

Aufgrund des § 10 Abs. 2 und des § 11 des Zwei~n 
Gesetzes über die Zulassung zum HochschulstudlUm In 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulzulassungsgesetz NW'­
HZG NW) vom 11. Mai 1993 (GV. NW. S. 204), geändert 
durch Artikel V des Gesetzes vom 6. Juli 1993 (GV. NW. 
S. 476), wird verordnet: 

§ 1 

Für die in den Anlagen 1 bis 4 zu dieser Verordnung 
bezeichneten Studiengänge wird an den dort genannten 
Hochschulen die Zahl der im Wintersemester 1998/99 in 
das erste Fachsemester aufzunehmenden Bewerberinnen 
und Bewerber nach Maßgabe der Anlagen festgesetzt. 

§ 2 
Antragsberechtigt sind bei den Studiengängen der 

Anlagen 1 und 3 nur Bewerberinnen und Bewerber. deren 
Hochschulzugangsberechtigung die allgemeine Hoch­
schulreife oder die dem gewählten Studiengang entspre-

chende fachgebundene Hochschulreife venni~telt. Bei 
den Studiengängen der Anlagen. 2 und 4 smd au~h 
Bewerberinnen und Bewerber mIt Fachhochschulrelfe 
antragsberechtigt; für die in diesen Anl~gen "für il1:te­
grierte Studiengänge festgesetzten Studienplatze smd 
nur Bewerberinnen und Bewerber mit Fachhochschul­
reife antragsberechtigt. 

§3 
(1) Die nach den Anlagen 3 und 4 verfügbaren Studien­

plätze werden von der jeweiligen Hochschule gemäß §§ 29 
bis 32 der Vergabeverordnung NW vergeben, soweit in 
dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Sind für die Vergabe nach § 12 Abs. 2 Nr. 2 
VergabeVO NW weniger zu berücksichtig~nde .~ewerbe­
rinnen und Bewerber vorhanden als StudIenplatze, wer­
den die freibleibenden Studienplätze nach § 12 Abs. 2 
Nr. 3 VergabeVO vergeben. 

(3) Im Studiengang J oumalistik stehen über die in der 
Anla,ge 3 festgesetzte Zulassungszahl hinaus weitere 18 
Studienplätze für Bewerberinnen und Bewerber zur 
Verfügung. die ein vor Aufnahme des Studiums abge­
schlossenes Volontariat nach Maßgabe der geltenden 
Prüfungsordnung nachweisen. Soweit nach § 29 Vergabe­
verordnung NW zugelassene Bewerberinnen und Bewer­
ber diesen Nachweis erbringen, werden sie zuerst auf die 
weiteren Studienplätze nach Satz 1 angerechnet. Soweit 
die Studienplätze nach Anlage 3 besetzt sind, werden 
weitere Bewerberinnen und Bewerber mit dem Nachweis 
des abgeschlossenen Volontariats.zugelassen, ~oweit die 
Studienplätze nach Satz 1 noch mcht besetzt smd. 

§4 
(1) Für Bewerberinnen und Bewerber nach § 3 Abs. 2 

Hochschulzulassungsgesetz sind an der Universität-Ge­
samthochschule Essen im Studiengang Sozialpädagogik 
drei Studienplätze vorweg abzuziehen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt durch die 
Hochschule nach Maßgabe von § 31 VergabeVO. 

§ 5 

Soweit sich die der Festsetzung nach § 1 zugrundelie­
genden Daten wesentlich ändern, wird die Ministerin für 
Wissenschaft und Forschung die Zulassungszahlen durch 
Rechtsverordnung, die rückwirkend in Kraft tritt, neu 
festsetzen. 

§6 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1998 in 

Kraft. 

Düsseldorf, den 9. Juni 1998 

Die Ministerin 
für Wissenschaft und Forschung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Anke Brunn 
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